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D er Entscheid a1a.rmiert Na.tiona.lrate a. us d em Mitte-Hnks-La.ger. Si e woHen da.s Spra.chengesetz andern. 

Aliil]<ll iBlillli'!"Ü 

Seit Monaten streiten Eltern, Lehrkrãfte 
und· Politiker über den Fremdsprachen
unterricht. Der Kompromiss der kanto

. nalen Erziehungsdirektorenkonferenz 
(EDK), wonach in der dritten und der 
'fünftén Primarldasseje eine Fremdspra
che eingeführt wird, ist umstritten. Kin
der und Lehrkrãfte sei en überfordert, die 
Kantone stellten zu wenige Mittel bereit, 
um den anspruchsvollen Unterricht zu 
finanzier�n, sagen die Kritiker. Nun 
schert der Kanton Thurgau als Erster aus: 
Der Grosse Ratbeschloss gestern, den ob
ligatorischen Franzõsischunterricht aus 
dem Lehrplan der Primarschule zu strei
cheri. Die Kinder lernen künftig bis Ende 
der sechsten Klasse nur noch Englisch. 

Der überparteiliche Vorstoss, d en die 
ehemalige SVP-Kantonsrãtin und heuti
gen Nationalrãtin Verena Herzog mit 
fünf anderen Parlamentariern lanciert 
hatte, fan d quer durch alle Parteien Un
terstützung- am wenigsten bei d er Lin
ken. D er Thurgauer Lehrerverband war 
ebenfalls dafür. Und zwar aus «pãdago
gischen Gründen», wie Prãsidentin 
Anne Varenne sagt. Die Fünft- und 
Sechstklãssler müssten im Thurgau in 
bloss zwei Lektionen pro Woche Franzõ
sisch lernen. «Da sieht :r,nan fast keinen 
Lernerfolg», sagt sie. Die Wochenstun
den fürs Franzõsisch, die auf der Pri
marstufe wegfallen, müssten für den 
Franzõsischunterricht aúf der Sekun
darstufe verwendet werden. �o sei ge

. wahrleistet, dass di e Schüler nach der 
neunten Klasse gleich gut Franzõsisch 
sprãchen wie Kinder in anderen Kanto
nen. Di e Thurgauer Regierung hatte vor 
dem Schritt gewarnt: Die Kinder des 
Kantons würçl.en gegenüber den Kindern 
in der übrigen Schweiz benachteiligt. 

Ve�rsclbliedlene VoJrstÕ§Se hãngig 
In der Restschweiz schfeckte der 
Thurgauer Entscheid die Politiker auf. 
«Es geht um den Zusamriienhalt unseres 
viersprachigen Landes», sagt Christoph 
Eymann, EDK-Prãsident und basel-stãd-

. tischer Erziehungsdirektor. Selbstver
stãndlich respektiere er die lcantonale 
Hoheit in Bildungsfragen. «Wir sind uns 
in d er Deutschschweiz aber zu wenig be
wusst� wie die Befmdlichkeiten in der 
Romandie sind», sagt er. Im September 
werde di e EDK eine Zwischenbilanz zum 
Fremdsprachenunterricht ziehen. 

'In verschiedenen Kantonsparlamen
ten sind Vorstõsse hangig, um die zweite 
Fremdsprache aus der Primarschule zu 
verbannen. In Graubünden und Nidwal
den sind Volksinitiativen zustande ge
kommen, die verlangen, dass nur noch 
eine Fremdsprache obligatorisch ist. In 
Luzern werden Unterschriften für eine 
ãhnliche Initiative gesammelt; in St. Gal
len soll di e Sammlung bald starten. 

«Fast keiiJq Lernerfolg»: Di. e zweiite Fremdspraclhle iin d er Priimarsclhlule iist gefãlhlrdet. Foto: Ga etan Bally (Keystone) 

An der Jahrestagung der EDK im Ok
tober kõnnten wenn nõtig Beschlüsse 
gefasst werden, sagt Eymann. Er .hofft, 
dass sich die Kantone selber einigen. Ge
lingt dies bis zum Sommer 2015 nicht, 
droht die Einmischung des Bundes: 
Durch das Konkorda t zur Schulharmoni
sierung, den Bildungsartikel in der Ver
fassung und das Sprachengesetz des 
Bundes sind die Kantone zu einer ein
heitlichen Fremdsprachenstrategie ver
pflichtet. Bundesrat Alain Berset hat 
bereits angekündigt, er werde es nicht 
tolerieren, dass Ki.nder in der Primar
schule n ur noch Englisch lernten. 

Seine Partei, die SP, hat das gleiche 
Ziel: «Di e Sprachenfrage muss jetzt auf 
Bundesebene gelõst werden», sagt d er 
Berner SP-Nationalrat Matthias Aebi
scher. In der Herbstsession werde man 

Vorstõsse einreichen, um das Spra· 
chengesetz so zu verãndern, dass Pri
marschüler obligatorisch eine zweite 
Landessprache lernen müssten. Auch 
in der Bildungskommission (WBK) ist 
der Fremdsprachenunterricht ein 
Thema. O b sich di e WBK zu einem ge
meinsamen Vorstoss durchringen kann, 
ist offen. Bei den Grünen und der CVP 
Icann di e SP auf Unterstützung zãhlen. 
Für Aline Trede (Grüne, BE) ist es 
«Wichtig, dass jeder eine zweite Lan
dessprache lernt». Die Angriffe aufs 
Frühfranzõsisch verbreiterten den 
Rõstigraben. Au eh Elisabeth Schneider
Schneiter (CVP, BL) wãre einverstanden 
mit einem Sprachengesetz, das eine 
zweite Landessprache in der Primar
schule vorschreibt. «Es kann ni eh t sein, 
dass Deutschschweizer und Romands 

miteinander Englisch sprechen müs
sen», sagt sie. 

Nationalrat Christian Wasserfallen 
(FDP, BE) kann diesen Argumenten 
nichts abgewinnen: Der nationale Zu
sammenhalt hange nicht bloss von den 
Sprachen a b. Er will den Kantonen nicht 
reinreden, «solange am Ende d er obliga
torischen Schulzeit alle Kinder eine 
zweite Landessprache gelernt haben». 
Dieses Ziel ist auch für die Thurgauer 
SVP-Nationalrãtin Verena Herzog wich
tig. Die Aufregung um den nationalen 
Zusammenhalt kõnne sie nicht verste-_ 
hen. «Die Westschweizer sind noch we· 
niger motiviert, Deutsch zu lernen, als 
die Deutschschweizer Franzõsisch», 
heisst es in der Begründung ihres Vor
stosses. Deshalb werde meist Englisch 
miteinander kommuniziert. 
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Flüchtlinge statt Polen un d Portugiesen auf d em Feld 

Bauernbetriebe werden ab 
2015 anerkannte Flüchtlinge 
und vorH:iufig Aufgenommene 
beschaftigen. Vorerst handelt 
es sich mh ein PHotprojekt. 

Ma�li'�Kills Brr©itsci1Jü 

Nach der Annahme der Masseneinwanc 
derungsinhiative suchen die Bundes
behõrden nach MõgUchkeiten, um 
EU-Bürger durch einheimische Arbeits
laafte zu ersetzen oder das Potenzial un-
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B· Bewilligung, vorlãufig Aufgenommene 
eine F-Bewilligung. 

Allerdings gibt es in Bauernkreisen 
gewisse Bedenken, ob sich die Arbeits
krãfte aus Polen und Portugal durch Asyl 
suchende Menschen ersetzen lassen. 
Vertreter des BFM und des Sc)lweizeri
schen Bauernverbandes (SBV) einigten 
sich deshalb gestern darauf, dass ab 
nãchstem Jahr in einem Pilotprojekt ei e 

nige Flüchtlinge oder vorlãufig Aufge
nommene in der Landwirtschaft ein
gesetzt werden. Am ehesten infrage 
kãmen Gemüse-, Obstbau- und Rebbau
betriebe, sagte SBV-Direktor Jacques 
n ................................ ; .... .......... + A ._.ç ... ,...,....,... ry .... 1 .. 1�-..... - ........... l+ ..... 

trieb und brãchten bereits Erfahrung in 
der Landwirtschaft mit. Ob deshalb die 
Menschen aus dem Asylbereich in 
grossem Stil EU-Auslãnder als Arbeits
lcrãfte ersetzen kõnnen, ist fraglich. 

Noch o{fen ist, zu welchen Lõhnen 
di e neuen landwirtschaftlichen Arbeits· 
laãfte in den Pilotversuchen angestellt 
werden. Der Bauernverband geht davon 
aus, dass sie wãhrend einer gewissen 
Einarbeitungszelt weniger verdienen 
werden als an dere Arbeitskrãfte. Zudem 
erwartet der Bauernverband von den 
Migrationsbehõrden Unterstützung bei 
der Integration der Menschen aus ande-
-........... Tr .... l ...... _ ..... _ 

Kanton unterliegen sie aber Einschran
kungen, um nicht andere Arbeitskrãfte 
zu konkurrenzieren. 

Emtehel!feJr weiter aus dle1r EU 
Nach der Annahme der Masseneinwan
derungsinitiative droht ein Konkur
renzkampf unter den W irtschaftsbran
chen um die künftigen Kontingente für 
EU-Auslãnder. Deshalb suchen die 
Branchen und Behõrden nach Wegen, 
das Potenzial der einheimischen Ar· 
beitskrãfte besser auszúschõpfen. Wie 
gravierend das Problem für die Land
wirtschaft sein wird, hangt von d er Um-
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Bunderwa] 
2014schwa 

Für das laufende Jab 
laut dem Finanzder 
dereinnahmen von 
ken. ·wegen fast ebe 
ausgaben geht er da
rechnung mit einer «: 

schliessen zu kõnnen 
Überschuss von 1211\ 
ten ist die Dislaepar 
un d Hochrechnung b 
dessteuer, wo mit Mil 
2 Milliarqen gerechn 
dafür ist, dass di e Blli 
Schãtzung für 2013 E 

Nachhinein als zu l 
Auf diese Fehleinsch 
Milliarde. Weil sich 
ersten Halbjahr nocl 
ckelt haben als erwa 
derzeit davon aus, d; 
Bundessteuer 1,4 Mil 
d en. Weniger wird de 
Tabalcsteuer (-174 Mi 
pelabgabe ( -100 Mil 
banlcenabgabe ( -65 : 
Automobilsteuer ( -6( 
men. Auf der Gegen1 
von Minderausgaber 
aus. D er Grund dafür 
aúfstockungen und 
denen Kreditreste 
2,4 Milliarden gege 
grõssten Kreditreste 
Gripenfonds ( -342 li 
Kantonsanteil an de 
steuer (-240 Millione 

Menschenrechte 
· VonaJl'!J.g natim:na 

m d er EMRJl{ ver 

Für die Einhaltung d 
ist jedes Lan d selber, 
Europãische Gericht: 
rechte (EGMR) kom 
wenn die Sicherung a 
versagt. Obwohl dies< 
heute gilt, soll das Be 
diatitãt in der Europ 
rechtskonvention (E 
festgehalten werden. 
ein entsprechendes 
die Vernehmlassung 
grund ist di e Kritik, e 

mit sein en Urteilen d 
raum der Vertragsst: 
ein. (sda) · 

Bundesrat 
Klausm ü.lbe:r 
die külTII.ftige Em1 
Die erste Sitzung de 
den Sommerferien l 
Vully FR stattgefun1 
kanzlei dislcutierte d: 
nachfolgenden Klaus 
tilc, ohne Entscheide 

Grenzverkehr 
Iüimft:ig ollme Vis 
naclbt Brasillien n 

Schweizer kõnnen ki 
Visum nach Brasilie1 
gilt für Brasilianer, , 
kommen. D er Bunde! 
chendes Abkommen 
Praxis wird dies scho 
habt. Von der Visurn: 
Personen, di e für ho1 
jeweils andere Land 
ner Erwerbstãtiglceit 

Absinth 
Neuenbmge�r Pr, 
liTitisieren l.Jrtei 
Die Berufsvereinigur 
duzenten im Val-de-' 
Empõrung und Unv1 
am Dienstag bekann 
scheid des Bundesv 
reagiert. Das Gerichl 
gen die von ihr a.ng< 


